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ZENTRALE BEFUNDE UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 
 
 Vertieftes China-Verständnis: Um Politik in China besser zu verstehen 
und künftige Entwicklungen zu antizipieren, ist es nicht ausreichend, Ent-
scheidungen auf der nationalen Ebene zu verfolgen. Denn gerade in Chinas 
Kommunen, fernab von Beijing, sind viele der größten Herausforderungen 
und akutesten Reformerfordernisse des Landes zu finden.  
 
 Wirkung staatlicher Politik zeigt sich vor Ort: Zwar sind Chinas Kommu-
nen nicht selbstverwaltet. Die Wirkung nationaler Politik zeigt sich jedoch 
erst in der Umsetzung seitens kommunaler Verwaltungen vor Ort.  
 
 Kontaktraum von Regierung und Bevölkerung: Kommunalverwaltungen 
sind die wichtigsten Schnittstellen in China, an denen Staat und Gesell-
schaft in Kontakt treten. Auf der kommunalen Ebene dürfte sich zuerst zei-
gen, inwieweit es der Kommunistischen Partei gelingt, das Herrschaftssys-
tem durch offenere und geregelte Verfahren der gesellschaftlichen Mitspra-
che und Machtkontrolle zu erneuern und zu stabilisieren. 
 
 
 Dynamik erfassen – Chancen identifizieren: Chinas Kommunen sind die 
Triebkräfte der wirtschaftlichen Dynamik des Landes und zugleich Labora-
torien für neue Reformansätze. Das aktuelle nationale Reformprogramm 
sieht auch auf kommunaler Ebene tiefgreifende Veränderungen vor. Diese 
Entwicklungen eröffnen für deutsche Akteure neue Ansatzpunkte für wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Kooperationen. 
 
 Deutsch-chinesische Kommunalbeziehungen sind ausbaufähig: Im-
mer mehr deutsche Kommunen unterhalten Partnerschaften oder Freund-
schaften mit chinesischen Städten. Die Erwartungen beider Seiten aneinan-
der und die Potenziale der Beziehungen sollten systematischer ergründet 
werden. Ein verbreiterter Austausch über Fragen der kommunalen Verwal-
tung, Infrastruktur und nachhaltigen Entwicklung kann den deutsch-chinesi-







Die Anstöße für einige der wichtigsten Refor-
men der letzten Jahrzehnte gingen aus lokalen 
Experimenten und Erfahrungen hervor. Reformen 
in Landwirtschaft, Steuersystem oder Bodenver-
waltung wurden regelmäßig zunächst in ausge-
wählten Orten erprobt und ausgearbeitet. Chinas 
kommunale Ebene aber gerät bislang meist nur ins 
Blickfeld der westlichen Öffentlichkeit, wenn über 
gewaltsame Proteste oder Umweltskandale berich-
tet wird.  
 
1. Bedeutung von Chinas Kommunen  
Seit der Reform- und Öffnungsphase und der gros-
sen Dezentralisierungswelle Ende der 1970er 
Jahre spielen die subnationalen Regierungsebe-
nen in China eine bedeutendere Rolle. Einzelne 
chinesische Provinzen entsprechen hinsichtlich ih-
rer Einwohnerzahl und Fläche zum Teil ganzen eu-
ropäischen Staaten. Zudem verfügen hoch indust-
rialisierte und entwickelte Provinzen an der chine-
sischen Ost- und Südküste (z.B. Fujian, Guang-
dong, Jiangsu und Zhejiang) über eine florierende 
Wirtschaft und beherbergen gleich mehrere dyna-
mische und bedeutende Metropolen. Das chinesi-
sche Regierungssystem wird deshalb oft als 
„quasi-föderal“ – mit ausgeprägten regionalisti-
schen Tendenzen – charakterisiert.  
 
 
Die Volksrepublik China ist jedoch nach wie vor ein 
formal zentralistisch aufgebauter Staat mit ei-
nem straff organisierten Einparteiensystem, 
d.h. die Zentralregierung in Beijing ist für alle Poli-
tikfelder und alle maßgeblichen Strukturentschei-
dungen verantwortlich. Insbesondere in der jüngs-
ten Vergangenheit ist sogar ein starker Trend der 
Rezentralisierung zu beobachten (siehe unten). 
Dennoch sind Gestaltungsspielräume für Regie-
rungen auf den Ebenen unterhalb der Provinzen 
größer, als man annehmen könnte. Besonders hin-
sichtlich der Ausgestaltung nationaler Politikpro-
gramme und Reformen setzt die Zentralregierung 
dezidiert auf die praktischen Erfahrungen und 
Problemlösungsansätze der kommunalen 
Ebene.  
 
In der öffentlichen Wahrnehmung in Deutschland 
und Europa jedoch spielt die kommunale Ebene 
in China (d.h. die Ebene der Kreise und Gemein-
den im ländlichen Kontext sowie der mittelgroßen 
und kleineren Städte und Stadtteile im urbanen 
Kontext) kaum eine Rolle (siehe Graphik 1). Dabei 
wird die essenzielle „Scharnierfunktion“ der 
Kommunalebene für politische Abläufe häufig über-
sehen: Auf kommunaler Ebene werden Vorgaben 
an lokale Bedingungen angepasst, Finanzen zuge-
wiesen und die Ausführung politischer Maßnahmen  
 
koordiniert.1 Die Entscheidungen des Parteisekre-
tärs eines Landkreises, dem ranghöchsten Politiker 
auf dieser Ebene, nimmt direkten Einfluss auf das 
Leben von oft mehreren Hunderttausend Men-
schen. Er hat so de facto mehr Macht und Einfluss-
möglichkeiten, als ein Ministerialbeamter auf zent-
raler Ebene.2 
 
In China gibt es derzeit circa 1.450 Kreise (zum 
Vergleich: Deutschland verfügt über 295 Land-
kreise). Aufgrund der Größe des Landes und der 
Vielzahl von Kreisen ist es schwer, im Zusammen-
hang mit China von der chinesischen Kommunal-
politik zu sprechen. Chinas Provinzen sowie auch 
die Regionen innerhalb einzelner Provinzen sind 
teilweise sehr unterschiedlich weit entwickelt. 
Selbst innerhalb eines Landkreises oder einer Ge-
meinde wird oft noch zwischen „reichen“, „weniger 
entwickelten“, „problematischen“ und „armen“ Ge-
bieten und Einheiten unterschieden. Diese Um-
stände bedingen oft sehr unterschiedliche Abhän-
gigkeitsverhältnisse zwischen den Ebenen und be-
einflussen die Gestaltungsmacht einer Kommunal-





2. Keine kommunale Selbstverwaltung – 
aber anspruchsvolle „Sandwich-Posi-
tion“ 
Generell gilt, dass in China keine kommunale 
Selbstverwaltung existiert. 3  Zum einen werden 
die Entscheidungsträger nicht durch die lokale Be-
völkerung gewählt. Zum anderen sind – anders als 
z.B. in Deutschland oder in Europa – Gemeinden 
und auch Landkreise oder Distrikte in China de 
facto nicht alleinzuständig und eigenverantwortlich. 
Zudem besitzen sie kein Aufgabenfindungsrecht.4 
Kommunale Regierungen üben dennoch entschei-
denden Einfluss auf die Politikgestaltung vor Ort 
aus. Sie sind dabei jedoch weder ausschließlich 
ausführende Organe der Zentralregierung in Bei-
jing, noch deren Gegenspieler. Ihre „Sandwich-
Position“ zwischen den Aufgaben der höherge-
ordneten Regierungsebenen und den Anforderun-
gen vor Ort ist komplex. Kommunen sind dafür zu-
ständig, Politik, die auf zentraler Ebene häufig nur 
abstrakt, beinahe Slogan-artig formuliert wird, an 
die Bedingungen vor Ort anzupassen und auszu-
führen. Bei der Finanzierung dieser Aufgaben sind 
sie dann allerdings häufig weitgehend auf sich al-
lein gestellt. Dadurch kommt es auch hier zu dem 





weithin bekannten Phänomen der chronischen 
kommunalen Unterfinanzierung (vgl. auch 4.1.). 
 
2.1 Experimente wagen 
Lokale Regierungsstellen müssen oft „proaktiv“ auf 
Anregungen aus Beijing reagieren und sie weiter-
entwickeln. In einer Art Laborfunktion  
- testen einige Städte oder Kreise, manchmal 
auch Gemeinden, politische Pilotprogramme 
noch vor ihrer nationalen Verabschiedung (z.B. 
im Rahmen der Bodennutzungsrechtsreform o-
der der Eingemeindung von Dörfern in Land-
städte),  
- entwickeln unterschiedliche Einheiten lokale 
„best practices“ eines zentralstaatlichen Pro-
grammes (z.B. im Feld der landwirtschaftlichen 
Spezialisierung oder des Ausbaus von Ser-
viceangeboten kommunaler Verwaltungsstel-
len („Bürgerbüros“)), die als „Modellprojekt“ lo-
kal oder überregional vermarktet werden kön-
nen,  
- oder sie finden in seltenen Fällen aufgrund ei-
nes enormen lokalen Problemdrucks Lösun-
gen, die, falls sie sich bewähren, Eingang bis 
in die nationale Politiksetzung finden können.  
Besonders Führungsbeamte auf der kommunalen 
Ebene können und müssen sich durch diese Expe-
rimente hervortun (s. u.). Dies führt dazu, dass sie 
– bei allen Einschränkungen durch politische „rote 
Linien“ in China – innovativen Lösungen für 
Sachfragen der Kommunalpolitik meist sehr of-
fen gegenüberstehen. Das macht sie als Ge-
sprächs- und Kooperationspartner auch für interna-
tionale Akteure durchaus interessant. 
 
2.2 Chinas umfassendes Evaluierungsre-
gime als Richtschnur kommunalen Han-
delns 
Chinas Regierung ermittelt jährlich in aufwändigen 
Evaluierungen, wie anpassungsfähig, effektiv (in 
der Umsetzung politischer Maßnahmen) und krea-
tiv (im Sinne der Problemlösungsfähigkeit des 
Staates auf seinen untersten Ebenen) die Kommu-
nen sind. Anders als im System der leistungsbezo-
gene Bezahlung, wie es z.B. in deutschen Verwal-
tungen angewendet wird, steht und fällt die kom-
plette Karriereentwicklung von Führungskadern mit 
der Erfüllung der jährlichen Leistungsvereinbarun-
gen. Gleiches gilt auch für den Status und die Aus-
stattung von Fachabteilungen. Die vertikal und ho-
rizontal durchgeführten Evaluierungen sind das 
alles bestimmende politische Instrument im chi-
nesischen Regierungsalltag. Nahezu jährlich wer-
den Ziele und Indikatoren (z.B. jüngst der Status 
von Umweltschutzmaßnahmen) und Instrumente 
dieser Überprüfungen (z.B. GPS-Kontrolle von 
Landnutzung und Liegenschaften) angepasst. 
Kommunale Regierungsebenen empfangen bis zu 
dreißig Inspektionsbesuche der ihnen vorgesetzten 
Ebenen pro Jahr. Durch die unter Xi Jinping einge-
leitete nationale Anti-Korruptionskampagne kom-
men weitere Stichproben – manchmal direkt von 
zentraler Ebene – hinzu. Kreise, Distrikte und Ge-
meinden führen in ihrem Einflussbereich ebenfalls 
Inspektionen durch. Ein unvorstellbarer Aufwand, 
der enorme Kapazitäten bindet, aber auch sehr wir-
kungsvoll ist.  
Bei allen Eigeninteressen und Sabotage-Möglich-
keiten in Chinas weit verzweigtem Verwaltungsap-
parat ist das Evaluierungs- und Kadermanage-
mentsystem noch immer die mächtigste Methode 
des Zentralstaates, dezentral organisierte Kontrolle 
über seine politischen Ziele zu behalten – und dies 
alles bei größtmöglicher Flexibilität und Anpas-
sungsfähigkeit vor Ort. 
 
3. Kommunen als primärer Kontaktraum 
von Staat und Gesellschaft  
 
3.1 Durchregieren nicht mehr möglich 
Häufig wird kritisiert, gerade das Evaluierungssys-
tem führe dazu, dass die Kommunen sich in erster 
Linie an „messbaren“ Zielsetzungen der überge-
ordneten Ebenen orientierten und nicht an den Be-
dürfnissen der Bevölkerung. Dieses Problem ver-
stärkt sich dadurch, dass Institutionen fehlen, die 
eine öffentliche Kontrollfunktion übernehmen könn-
ten. So gibt es nach wie vor keine Wahlen der kom-





Rechtssicherheit bei Verwaltungsklagen etc. fehlt. 
Allerdings steht fest: Ein „Durchregieren“ kom-
plett an den Interessen der Bevölkerung vorbei ist 
auch in China nicht mehr ohne weiteres möglich.  
In China sind kommunale Regierungsstellen und 
Verwaltungseinrichtungen der direkteste Kontakt-
raum zwischen Staat und Bevölkerung. Unmut 
über Missstände jeglicher Art entlädt sich in China 
noch immer vor Ort. Durch Landenteignungen, ille-
gale Gebührenerhebung und aufgrund des gene-
rell schlechten Images lokaler Kader in Zeiten von 
Korruption und Misswirtschaft ist das Verhältnis 
zwischen Bürokraten und der Bevölkerung vieler-
orts angespannt. Gleichzeitig werden immer mehr 
Fälle öffentlich, in denen es der Bevölkerung gelun-
gen ist, bestimmte politische Maßnahmen zu ver-
hindern (z.B. Landenteignungen; den Bau sehr ver-
schmutzender oder mit Giftstoffen arbeitender Fab-
riken) oder konkret einzufordern (z.B. die Überprü-
fung bestimmter politischer Vorgänge oder die Ge-
währung besserer Arbeitsbedingungen). Bis vor 
kurzem konnten kommunale Regierungsstellen öf-
fentliche Forderungen noch größtenteils ignorie-
ren und Proteste gewaltsam niederschlagen. Dies 
ist nun nicht mehr so einfach möglich. Befördert 
durch die gesellschaftliche Pluralisierung, eine ins-
gesamt rechtsbewusstere Bevölkerung, neue sozi-
ale Medien und investigativen Journalismus wer-
den die Reaktionen der Bevölkerung für die Verant-
wortlichen auf kommunaler Ebene zu einem immer 
wichtigeren und bestimmenden Faktor. 
 
3.2 Auf dem Weg zu einer dienstleistungs-
orientierten Regierung? 
Chinas politische Führung ist sich inzwischen der 
destabilisierenden Gefahr bewusst, die davon aus-
geht, dass die Bevölkerung auf kommunaler Ebene 
kein Vertrauen in die unmittelbaren Vertreter der 
Staatsmacht 5  hat. Mit Kampagnen wie der des 
„Aufbaus einer dienstleistungsorientierten Regie-
rung“ animiert Beijing Kommunen zum Umdenken. 
Diese beinhaltet unter anderem, mit Formen der öf-
fentlichen Beteiligung an Politikmaßnahmen und 
Projekten zu experimentieren. Solche Modellpro-
jekte können den Kommunen helfen zu punkten, 
gerade wenn sie wenige Möglichkeiten haben, 
durch wirtschaftliche Wachstumsdaten oder sons-
tige materiellere Entwicklungsleistungen zu beein-
drucken. Zusätzlich beinhalten die jährlichen Eva-
luierungskataloge inzwischen den Indikator „sozi-
ale Stabilität“. Jeglicher Protest, aber auch die 
Zahl der Petitionen und Verwaltungsklagen, die in 
einer Kommune im Laufe eines Jahres auftreten, 
werden in dieser festen Überprüfungskategorie als 
Zeichen schlechten sozialen Managements und lo-
kaler Unzufriedenheit gewertet und schmälern die 
jährliche Leistungsbilanz. In ganz unterschiedli-
chen Regionen Chinas sind deshalb zunehmend 
Lösungen für eine „lokal verträgliche Politikumset-
zung“ zu erkennen, z.B. öffentliche Projektanhö-
rungen, die Einberufung von Implementierungsko-
mitees aus Vertretern der Einwohner oder auch 
von lokalen Privatunternehmern, Ansätze kommu-
nikations- und vertrauensbildender Maßnahmen, 
wie z.B. Bürgersprechstunden, transparentere Be-
schwerdeaufnahme oder Haushaltsführung.6  
Dies sind jedoch lediglich begrenzte Reformen, die 
nicht als Ansatz oder Ausdruck von mehr öffentli-
cher „Selbstbestimmung“ missverstanden werden 
sollten. Dennoch wirken sie – punktuell und 
zweckorientiert – darauf hin, kommunale Akteure 
und unmittelbar Betroffene stärker in politische 
Maßnahmen einzubeziehen, um kommunale Poli-
tik passender und nachhaltiger zu gestalten. Den 
Beteiligten scheint klar, dass nur eine offenere, ge-
regelte und kompromissorientierte Interaktion 
zwischen staatlichen Stellen und der Bevölkerung 
das Herrschaftssystem der KPCh langfristig stabil 
halten kann.  
 
4. Dynamik der chinesischen Kommunal-
politik 
 
4.1 Krise und Umgestaltung der öffentli-
chen Finanzen  
Chinas Lokalpolitik bietet noch viele weitere Her-
ausforderungen, Trends und Entwicklungspotenti-





öffentlichen Finanzen. Selbst internationale Me-
dien berichten inzwischen über die massive kom-
munale Verschuldung in China, die Analysten 
entweder als Indikator für einen drohenden Zusam-
menbruch des gesamten chinesischen Finanzsys-
tems werten oder aber als global bekanntes Phä-
nomen chronischer kommunaler Unterfinanzierung 
beschreiben.7 Angesichts der Intransparenz des 
chinesischen Finanzsystems und dem Mangel 
an verlässlichen Zahlen ist es schwer, die Lage ein-
zuschätzen und Szenarien zu entwerfen. Mindes-
tens ebenso interessant erscheint es zum jetzigen 
Zeitpunkt, Entwicklungen im öffentlichen Fi-
nanzsystem insgesamt als Steuermechanismen 
der chinesischen Politik im Blick zu halten.  
In China fanden seit Beginn der Reform- und Öff-
nungsphase mehrere größere Steuerreformen 
statt, die wichtigste 1994. Das derzeitige System 
beruht auf der Verteilung bestimmter Steuerarten 
zwischen der Zentral- und den Kommunalregierun-
gen: So verbleiben z.B. Einnahmen aus der Gewer-
besteuer (ebenso wie in Deutschland) vollständig 
bei den Kommunen. In der Kategorie der „geteilten 
Steuern“ verbleiben 40 Prozent der Einkommens-
steuer bei den Kommunen, während z.B. die Ver-
brauchssteuer zu 100 Prozent eine „zentrale 
Steuer“ ist.8 Diese Reform von 1994 erhöhte zwar 
die Steuereinnahmen der Zentralregierung dras-
tisch; nachdem aber seit Anfang der 2000er Jahre 
immer mehr Gebühren und schließlich 2006 auch 
noch die historische Agrarsteuer als bis dato be-
deutendste Einnahmequellen subnationaler Regie-
rungen abgeschafft wurden, gerieten die Kommu-
nen zunehmend in Finanznöte. Um dem Problem 
der „ungedeckten Mandate“ und der enormen Ent-
wicklungsunterschiede innerhalb Chinas zu begeg-
nen, erhöhte die Zentralregierung sowohl Zahlun-
gen für staatliche Programme, z.B. im Bereich der 
sozialen Sicherung oder der landwirtschaftlichen 
Modernisierung, als auch Transfers (eine Art „chi-
nesischer Länderfinanzausgleich“) und im be-
sonderen Maße zweckgebundene Mittel (z.B. für 
Infrastrukturmaßnahmen oder Ausbildungspro-
gramme). Darüber hinaus wurden auch flexiblere 
Subventionen und Projektlinien eingeführt (Sanie-
rung und Restauration, Begrünung, Kulturmaßnah-
men). Besonders letztere Zuweisungen führten 
während des vergangenen Jahrzehnts zu einem 
spürbaren Aktivitätszuwachs und einer effektive-
ren, da lokal angepassten Maßnahmendiversifi-
zierung auf der kommunalen Ebene, beispiels-
weise im Rahmen der großangelegten staatlichen 
Kampagne für die Entwicklung der ländlichen Ge-
biete.  
Der umfassende Reformbeschluss der KPCh 
von November 2013 zeigt erneut, wie beweglich 
Steuer- und Finanzpolitik in China ist: Die Auftei-
lung der Steuerkategorien soll nach zentralen, ge-
teilten und lokalen Steuern neu geregelt werden. 
Dies bestätigte auch der Arbeitsbericht der chinesi-
schen Regierung, den sie anlässlich der Sitzung 
des Nationalen Volkskongresses im März 2014 
präsentierte. Zum anderen ist eine Erhöhung der 
allgemeinen Transferzahlungen an Lokalregie-
rungen vorgesehen. Parallel sollen wettbewerbs-
basierte, projektgebundene Mittelzuwendun-
gen um ein Drittel reduziert und nach und nach wei-
ter zurückgefahren werden. Der Beschluss des 
Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chi-
nas erwähnte gar eine Verminderung oder Ab-
schaffung der Eigenanteile bei der kommunalen 
Projektbudgetierung der Lokalregierungen. Sollte 
dies tatsächlich so umgesetzt werden, wäre das 
zum wiederholten Male innerhalb weniger Jahre 
eine große Neuordnung der Kommunalfinan-
zen. Welche Effekte die Umstrukturierung des Fi-
nanzsystems haben könnte, wird man erst in eini-
ger Zeit absehen können – zweifellos wird sie von 
großer Tragweite sein.  
 
4.2 Weitreichende Marktöffnung und groß-
angelegte Urbanisierung  
Die Reformpläne sehen u.a. eine Stärkung unter-
nehmerischer Elemente auf der kommunalen 
Ebene vor. So ist eine Zulassung von Marktme-
chanismen in immer mehr Bereichen zu erwarten, 
z.B. über die bereits begonnene Liberalisierung 





nanzierungsmöglichkeiten für lokale Unterneh-
mer), oder die Reform der ländlichen Bodennut-
zungsrechte. Auch das Verhältnis von Kommunal-
regierungen und lokalen Privatunternehmern be-
kommt neue Facetten. Zunehmend sollen auch öf-
fentliche Güter und Dienstleistungen (z.B. Alten-
pflege, Sicherheit, Bildung) über Public Private 
Partnerships (PPPs) erbracht werden. Sogar die 
Möglichkeit erweiterter ausländischer Beteiligung 
an PPPs wird in Aussicht gestellt. 9  Der ZK-Be-
schluss schlägt eine interessante Mischung für Re-
formen auf der kommunalen Ebene vor: Auf der ei-
nen Seite werden Kontrolle und Steuerungsfähig-
keit rezentralisiert, auf der anderen Seite wird mehr 
Markt erlaubt, und kommunale Verwaltungen sol-
len immer stärker zu Dienstleistern für Unterneh-
mer und die Bevölkerung werden.  
Schließlich legte Chinas Zentralregierung unlängst 
einen einzigartigen und umfassenden Plan für 
eine „neue Urbanisierung mit chinesischen Be-
sonderheiten“ vor. Sie reagiert damit auf Prob-
leme, die international bekannt sind, aber in China 
derzeit besonders drastisch auftreten, z.B. ländli-
che Unterentwicklung und die „Verödung“ von Re-
gionen, Umweltverschmutzung und Infrastruktur-
probleme sowie sozialen und wirtschaftsstrukturel-
ler Wandel. Ziel des koordinierteren Entwicklungs-
plans ist die allgemeine Modernisierung des Lan-
des und die Steigerung des Binnenkonsums. Infra-
strukturmaßnahmen und die Förderung von Lohn-
arbeitsmöglichkeiten sollen auch kleinere und mit-
telgroße Städte attraktiv dafür machen, den Ar-
beitskräfteüberschuss der ländlichen Regionen zu 
absorbieren. Dieser „dezentrale“ Charakter der 
neuen chinesischen Urbanisierung spiegelt sich 
z.B. in dem Vorhaben wider, ländliche Kommunen 
zu städtischen aufzuwerten. Da Stadt und Land so-
wohl bezüglich der Verwaltungsgliederung als auch 
der individuellen Zugehörigkeit noch immer admi-
nistrativ getrennt sind – mit allen Schwierigkeiten, 
die dies für eine zunehmend mobile Gesellschaft 
bringt – ist vorgesehen, diese Unterschiede nach 
und nach abzubauen. Über intensive Stadtent-
wicklungsmaßnahmen und die Verbesserung 
der Versorgung mit öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen (Bildung, Sicherheit etc.) soll 
auch das Leben in den existierenden (Groß-)Städ-
ten insgesamt angenehmer werden. Besonders be-
tont die Regierung Planungsziele, die Umweltas-
pekte und den Ausbau des öffentlichen Verkehrs-
systems im Blick haben. Der neue Plan ruft gezielt 
Verantwortliche in den Kommunalregierungen 
dazu auf, kohärentere Urbanisierungs- und Stadt-
entwicklungsstrategien zu entwerfen und diese 
passgenauer und nachhaltiger umzusetzen.10  
Dies alles sind Entwicklungen, die auch für deut-
sche Akteure und Investoren interessant sind. Was 
die Chancen für mehr Austausch und Engagement 
angeht, macht besonders der beschriebene stetige 
Lern- und Innovationsdruck, unter dem Chinas 






5.1 Städtepartnerschaften mit Sondersta-
tus 
Deutsch-chinesische Kommunalbeziehungen exis-
tieren seit Beginn der chinesischen „Reform- und 
Öffnungspolitik“ und der verstärkten Aufnahme von 
Außenbeziehungen des Landes Anfang der 1980er 
Jahre. Diese Beziehungen zwischen Städten und 
Gemeinden beider Länder sind jedoch bisher nir-
gendwo komplett erfasst. Die „Datenbank der 
kommunalen Partnerschaften“ der Deutschen Sek-
tion des Rates der Gemeinden und Regionen Eu-
ropas beim Deutschen Städtetag führt derzeit 84 
mehr oder weniger intensive Dialogformen zwi-
schen deutschen und chinesischen Städten und 
Regionen auf. 11  Da das Schließen von Partner-
schafts- oder Freundschaftsabkommen oft eine 
lange Vorlaufzeit mit Absichtserklärungen, Besu-
chen, Prüfungen etc. auf beiden Seiten voraus-
setzt, sind etliche Verbindungen, die derzeit bereits 
aufgenommen sind und sich entwickeln, in der Da-
tenbank noch nicht verzeichnet. Darüber hinaus 
wird die Kategorie „Städte-Partnerschaft“, „-










verwendet, was eine Zählung und Einordnung all 
dieser Verbindungen zusätzlich erschwert. Die un-
terschiedlichen Begriffe geben aber meist einen 
groben Hinweis auf die Intensität der Beziehung. 
Der Einfachheit halber wird hier fortan einheitlich 
der Begriff „Partnerschaft“ verwendet. 
 
In Form und Ausdruck der Beziehung gleichen die 
deutsch-chinesischen Städtepartnerschaften den 
traditionelleren europäischen oder transatlanti-
schen. Die Skala des Austauschs innerhalb der 
Partnerschaft reicht von reinen Kontakten mit spo-
radischen Delegationsbesuchen beider Seiten, 
über etablierte Dialog- und Austauschformen wie 
Schülerbegegnungen und gemeinsame Kulturver-
anstaltungen bis hin zu regelmäßigem Wirtschafts-
delegationsbesuchen oder Diskussionen über 
Kommunalverwaltungsthemen. Deutlich wird je-
doch: Deutsch-chinesische Städtepartnerschaften 
entsprechen weder den klassischen europäischen 
„villes jumelées“, noch den selteneren, eher exoti-
schen „Entwicklungspartnerschaften“ mit Gemein-
den (vorrangig) in Afrika oder Lateinamerika. Im 
Falle von China und Deutschland verfolgen beide 
Seiten recht handfeste Interessen. 
 
5.2 Bisherige Bilanzen der Kommunalbe-
ziehungen mit China 
Wie sehen die Erfahrungen der bisherigen 
deutsch-chinesischen Städtepartnerschaften aus? 
Mehrere jüngere Studien beschreiben und bewer-
ten – vorrangig aus entwicklungspolitischer oder zi-
vilgesellschaftlicher Perspektive – die aktuelle 
Landschaft oder ausgewählte Beispiele des kom-
munalen Austausches zwischen China und 
Deutschland.12 Der deutsch-chinesische Dialog in 
existierenden Kommunalpartnerschaften ist da-
nach von großem gegenseitigem Interesse ge-
prägt. Meist wird dabei auf deutscher Seite zu 
Recht darauf geachtet, nicht belehrend aufzutre-
ten. Es hat sich bereits die Erkenntnis durchge-
setzt, dass die chinesischen Kommunen sich zwar 
„– natürlich auch zu ihrem Vorteil und zur Bedie-
nung von Entwicklungsdesideraten – tatsächlich 
und ernsthaft dafür [interessieren], was in deut-
schen Kommunen passiert und wie es funktioniert; 
doch hier kommt – um es in einem schulischen Bild 
auszudrücken – kein Unwilliger zur Nachhilfe, um 
das Klassenziel zu erreichen, sondern ein Primus 
mit schwindelerregenden Potentialen, um Klassen 
zu überspringen“.13 
Die bisher in Partnerschaften engagierten deut-
schen Kommunen geben an, dass sie „etwas zu-
rückbekommen von dieser Beziehung, sei es in 
Form von professionellen Kooperationen in ver-
schiedenen Bereichen (Wirtschaft, Handel, Wis-
senschaft, Stadtentwicklung, Umwelt etc.) von ei-
genem Erkenntnisgewinn oder in Form spannen-
der Einblicke, ja sogar Einflussmöglichkeiten 
auf kommunaler Ebene in Chinas Entwicklung“.14 
Deutsche Vertreter loben den „konstruktiven Cha-
rakter“ des Austausches. Problematisch erschei-
nen eher die „Intransparenz und Komplexität der 
kommunalpolitischen Strukturen in China“, die im-
mer noch als großer Hemmschuh für den deutsch-
chinesischen Austausch wahrgenommen wird. Die 
Sprachbarriere erschwert natürlich darüber hinaus 
oft einen tiefergreifenden Dialog und z.B. gegensei-
tige Verwaltungs-Hospitationen oder ähnliches.15  
 
5.3 Mut zum Ausbau und zu neuen Ansatz-
punkten deutsch-chinesischer Städte-
partnerschaften 
Kommunalpartnerschaften sind nicht mehr 
zwangsläufig als Türöffner für Wirtschaftskontakte 
notwendig, wie die existierenden Studien hervorhe-
ben. Allerdings lohnt sich ein intensiver Austausch 
sicher auch, um wirtschaftliche Trends und Po-
tentiale künftig besser einschätzen zu können. 
Darüber hinaus wird der Mangel an professioneller, 
langfristiger Betreuung von den Beteiligten oft be-
klagt. Hier bestehen weitere Entwicklungspotenzi-
ale innerhalb der deutsch-chinesischen Kommu-
nalbeziehungen. Die Tendenz auf deutscher Seite, 
sich zunehmend im Rahmen einer Kooperation o-
der von Netzwerken in eine Verbindung mit China 
zu begeben,16  spricht bereits für einen enormen 
Lernprozess und ist sicher eine sinnvolle Reaktion 
auf die enormen Unterschiede in Größe und Di-





Partnerstädten (z.B. hinsichtlich geographi-
scher/klimatischer Bedingungen, der Größe der 
Verwaltungseinheiten, der Bevölkerungszahlen der 
Städte oder des sozioökonomischen Entwicklungs-
standes).  
Dieser Austausch auf kommunaler Ebene kann 
noch ausgebaut werden. Die USA haben die Vor-
teile der „Lokalbeziehungen“ längst erkannt und or-
ganisieren beispielsweise schon seit Jahren den 
Austausch chinesischer lokaler Führungskader mit 
US-amerikanischen Institutionen. 17  Auch für die 
deutsch-chinesischen Beziehungen eröffnet ein 
Austausch über Sachthemen der Kommunalpolitik 
und öffentlichen Verwaltung einen problemorien-
tierten Dialog jenseits aller Belehrungsvor-
würfe und Exotisierungs-Tendenzen. Gerade im 
Bereich Umwelt und Soziales könnte der Dialog er-
weitert werden, auch über den engeren Bereich der 
Verwaltungen hinaus, z.B. mit Unternehmen, For-
schungsinstituten und Organisationen. In diesem 
Austausch kann im Idealfall direkt auf die Verbes-
serung von Verfahrens- und Rechtsicherheit einge-
wirkt sowie ein nicht zu unterschätzender Ein-
fluss auf die Stärkung gesellschaftlicher Teilhabe 
in China ausgeübt werden. 
 
6. Lokale Zugänge zu China besser verste-
hen und nutzen 
Die Beschäftigung mit chinesischer Kommunalpoli-
tik erweitert nicht nur das politische Wissen über 
China, sie eröffnet auch viele bisher weitgehend 
ungenutzte wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Chancen. Chinas neues Reformprogramm bietet 
aktuell konkrete neue Kooperationsmöglichkeiten 
für deutsche Organisationen und Unternehmen im 
kommunalen Raum. Der Ausbau des Austausches 
zwischen deutschen und chinesischen kommunal-
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